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Das Bundesgericht hat einen Arzt vom Vorwurf der fahrlässigen Tötung freigespro-
chen, der einer Patientin ein Antibiotikum verschrieben hatte, worauf sie wegen 
 einer Antibiotika-Allergie verstarb. Damit äussert sich das Bundesgericht erstmals 
seit langem zu den Sorgfaltspflichten bei der Verschreibung von Medikamenten 
durch Ärztinnen und Ärzte. Ein Blick auf das Urteil.

Am 11. Mai 2020 fällte das Aargauer Obergericht zwei 
Urteile, die sich mit den anwendbaren Sorgfaltspflich-
ten von Ärztinnen und Ärzten resp. Apothekerinnen 
und Apothekern bei der Abgabe von rezeptpflichtigen 
Arzneimitteln auseinandersetzen [1]. Das obergericht-
liche Urteil, welches eine Apothekerin wegen fahr-
lässiger Tötung verurteilte, wurde nicht ans Bundes-
gericht weitergezogen. Jenes gegen den Arzt zogen die 
Hinterbliebenen ans Bundesgericht weiter, das am 
28. Oktober 2021 den Freispruch gegen den Arzt be-
stätigte [2]. Der vorliegende Beitrag fasst das den 
Arzt betreffende Urteil zusammen und diskutiert 
die Begründung des Bundesgerichts. 

Ausgangslage

Dem Bundesgerichtsurteil lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: Am 21.  Mai 2015 konsultierte die später 
 verstorbene Patientin den beschuldigten Arzt, der zu 
diesem Zeitpunkt seit rund einem Jahr ihr Hausarzt 
gewesen war, in dessen Arztpraxis. Anlässlich dieser 
Konsultation hat der Beschuldigte das Medikament 
 Cefuroxim verschrieben, das die Patientin im An-
schluss an den Arztbesuch in der Apotheke der eben-
falls angeklagten Apothekerin bezog. Gleichentags ist 
die Patientin im Kantonsspital Aarau an den Folgen 
 eines durch das Medikament ausgelösten anaphylakti-
schen Schocks verstorben. 
Der Arzt hatte im Rahmen der Erstbehandlung im Jahr 
2014 insbesondere die Frage nach einer Antibiotika- 
Allergie abgeklärt, wobei die Patientin mündlich be-
stätigt hatte, nicht allergisch auf Antibiotika zu sein. 
Der Arzt hatte die Patientin in der Folge mehrfach auf-
gefordert, ihre vollständige Krankengeschichte beizu-
bringen, was die Patientin aber unterlassen hatte. 

Strafverfahren eröffnet

Die Staatsanwaltschaft eröffnete ein Strafverfahren 
und klagte den Arzt und die Apothekerin wegen fahr-
lässiger Tötung an. Die Staatsanwaltschaft begründete 
ihre Anklage mit der Tatsache, dass seit Jahren be-
kannt gewesen sei, dass die Patientin an diversen All-
ergien gelitten habe, was sich aus dem Austrittsbericht 

eines früheren Spitalaufenthalts, zwei Notfallberich-
ten, dem Ausweis für orale Antikoagulation und dem 
Eintrag im Computer der Apotheke ergebe. Der be-
schuldigte Arzt hätte deshalb wissen müssen, dass er 
ihr das Medikament Cefuroxim nicht hätte verschrei-
ben dürfen.

Abgabesystem bei Medikamenten

Im Interesse der Arzneimittelsicherheit und des Pati-
entenschutzes beruht das Abgabesystem im Heilmit-
telrecht grundsätzlich auf einem zweistufigen System 
von Verschreibung und Abgabe. Die Abgabe von Heil-
mitteln an Patientinnen und Patienten soll – abgese-
hen von Fällen der Selbstdispensation, der Abgabe in 
Notfällen und der Anwendung an der Patientin oder 
dem Patienten während der Behandlung – erst nach 
zweifacher Kontrolle durch Fachpersonen in Anwen-
dung ihrer jeweiligen anerkannten Wissenschaften 
 erfolgen [3]. Die Sorgfaltspflichten von ärztlicher Fach-
person und Apothekerin resp. Apotheker sind unab-
hängig voneinander zu beurteilen; entsprechend dür-

Das Bundesgericht verwies in seiner Begrün-
dung auf das Heilmittelgesetz und auf die 
Standesregeln der FMH. 

Lesen Sie auch den Artikel 
«Kernaussagen zum 
Arzthaftungsrecht» von 
Iris Herzog-Zwitter auf 
Seite 132. 
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fen beide nicht darauf vertrauen, dass die jeweils 
andere Person ihre Sorgfaltspflichten vollumfänglich 
erfüllt hat [4]. 
Apothekerinnen und Apotheker haben sich grundsätz-
lich nach den Vorgaben der ärztlichen Verschreibung 
zu richten. Sie haben sich bei der re zeptausstellenden 
ärztlichen Fachperson über die Richtigkeit zu ver-
gewissern, wenn sie aufgrund der Umstände an der 
medizinischen Indikation des verschriebenen Arz-
neimittels zweifeln müssen [5]. 

Sorgfaltspflicht bei der Verschreibung 

Welcher Sorgfaltsmassstab für Ärztinnen und Ärzte 
hinsichtlich der Verschreibung gilt, ergibt sich teil-
weise aus dem Gesetz und teilweise aus wissenschaft-
lich anerkannten Regeln der Branche. Dazu gehören 
unter anderem die Standesregeln der FMH [6]. 
Das Bundesgericht erinnerte in seiner Begründung zu-
nächst an die im Heilmittelgesetz in Art. 26 HMG fest-
gehaltene Sorgfaltspflicht bei der Abgabe von Arznei-
mitteln. Danach darf ein Arzneimittel nur verschrieben 
werden, wenn der Ärztin resp. dem Arzt der Gesund-
heitszustand der Patientin oder des Patienten bekannt 
ist. Praxis und Lehre folgern daraus, dass der ärztlichen 

Fachperson die Vitaldaten, der Gesundheitszustand, 
 Allergien, Arzneimittelunverträglichkeiten sowie das 
Interaktionspotenzial mit anderen Wirkstoffen aus 
Arznei- oder Nahrungsmitteln bekannt sein müssen. 
Die Ärztin resp. der Arzt muss sich dazu in der erforder-
lichen Zeit ein Bild machen, was der Patientin oder dem 
Patienten fehlt und welche Therapie geeignet ist [7]. 
Ferner ging das Bundesgericht auf Art.  11 Abs.  3 der 
Standesordnung FMH ein, welcher bestimmt, dass das 
Patientengeheimnis auch gegenüber anderen Ärztin-
nen und Ärzten gilt. Eine Ausnahme besteht bei der Zu-
sammenarbeit von mehreren ärztlichen Fachpersonen 
(Konsilien, Überweisung, Einweisung etc.), wo das 
 Einverständnis der Patientin oder des Patienten zur 
Weitergabe der medizinisch erheblichen Informatio-
nen in der Regel vorausgesetzt werden darf [8]. 

Begründung des Freispruchs

Wie das Obergericht geht das Bundesgericht davon aus, 
dass der beschuldigte Arzt seiner Sorgfaltspflicht nach-
gekommen ist. Er habe die Diagnose korrekt gestellt 
und ein für die Behandlung geeignetes Medikament 
verschrieben. 
Zum Zeitpunkt der Verschreibung hatte er keine 
Kenntnis von den Spitalberichten, auch kannte er den 
Hinweis im Computer der Apotheke nicht. Der Arzt 
hielt es einzig für möglich, dass er im Besitz eines Mar-
coumarpasses bzw. des Ausweises für orale Antikoagu-
lation gewesen sei, welcher jedoch im konkreten Fall 
keinen direkten Hinweis auf eine Antibiotika-Allergie 
enthielt. Der Arzt wusste im Verschreibungszeitpunkt 
lediglich, dass seine Patientin an einem polyallergi-
schen Asthma und einer Sensibilisierung auf Pollen 
und Tierhaare litt [9]. 

Schliesslich untersuchten die Gerichte, ob der Arzt die 
fehlende Krankenakte ohne Einwilligung der Patientin 
bei ihrem früheren Hausarzt hätte einholen müssen. 
Das Obergericht ging davon aus, dass die Patientin von 
ihrem Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
 Gebrauch gemacht habe, da sie die Akten auch nach 
mehrfacher Aufforderung durch den Arzt diesem nicht 
zugänglich machte. Sie setze sich damit eigenverant-
wortlich einem gewissen Risiko aus, nicht optimal 
 behandelt zu werden [10]. Entsprechend liege keine 
strafrechtlich relevante Sorgfaltspflichtverletzung des 
Arztes vor, was das Bundesgericht in seinem Urteil 
 bestätigte. 

Das Abgabesystem für Medikamente beruht auf einem zwei-

stufigen System von Verschreibung und Abgabe.

Die Patientin machte von ihrem Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung Gebrauch, 
als sie die Krankenakte nicht herausgab.
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Urteil präzisiert Abklärungspflichten

Bei der Beurteilung des massgebenden Sorgfaltsmass-
stabs beim Verschreiben von Arzneimitteln ist dem Ur-
teil des Bundesgerichts zuzustimmen. Das Urteil trägt 
den Gegebenheiten in der Praxis Rechnung. Es streicht 
die Eigenverantwortung der Patienten gebührend her-
vor und stellt an den Hausarzt nicht überhöhte Anforde-
rungen, die Krankenakte erhältlich zu machen, wenn 
ihm die betroffene Patientin diese nicht aushändigt.
Das Heilmittelgesetz verlangt, dass Ärztinnen resp. 
Ärzte den Gesundheitszustand ihrer Patientinnen und 
Patienten kennen, bevor sie ein Arzneimittel ver-
schreiben. Welche Kenntnis vorausgesetzt wird, ist 
nicht abschliessend geregelt, denn die Gerichte geste-
hen den Fachpersonen einen erheblichen Beurtei-
lungsspielraum zu [11]. Vollkommene Kenntnis des Ge-
sundheitszustands kann zwar nicht verlangt werden, 
dennoch muss die ärztliche Fachperson im Einzelfall 
eine Beurteilung unter Beachtung des zu verschrei-
benden Medikaments, dessen Wirkungen und ihres-
Kenntnisstands vornehmen [12]. 
Der vorliegende Entscheid präzisiert die Abklärungs-
pflichten des Arztes und unterstreicht die Mitwirkungs-
obliegenheit der Patientin, indem er bestätigt, dass 
sich der Arzt auf mündliche Auskünfte seiner Patien-
tinnen und Patienten zu Allergien verlassen darf.

Nicht zu vergessen: Aufklärungspflicht

Nicht Gegenstand des Verfahrens bildete die Aufklä-
rung der Patientin: Die Anforderungen des Bundes-
gerichts an die ärztliche Aufklärung sind sehr hoch 
[13]. Das Bundesgericht verlangt nicht nur die Aufklä-
rung über die Behandlung an sich – also deren Risiken, 
Verlauf und Kosten –, sondern auch immer die Darstel-
lung des Krankheitsverlaufs ohne Behandlung [14]. 
Nach hier vertretener Auffassung muss der Umstand, 
dass der Arzt nicht über die vollständige Krankenakte 
verfügt, in die Aufklärung der Patientin einfliessen: 
Kommt der Arzt wie im vorliegenden Fall zum Schluss, 
eine Verschreibung sei vertretbar, hat der Arzt die Pa-
tientin darüber aufzuklären, dass die Verschreibung 
ohne Kenntnis der vollständigen Krankenakte erfolgt 
und sich dadurch das Risiko von unerwünschten Wir-
kungen erhöht. Sofern der Arzt eine Verschreibung 
aufgrund ungenügender Kenntnis des Gesundheits-

zustands der Patientin ablehnt, hat er diese über die 
 Risiken einer Nichtbehandlung aufzuklären.
Das Bundesgericht hat sich nach langem zu den Sorg-
faltspflichten bei der Verschreibung von Medikamen-
ten durch Ärztinnen und Ärzte geäussert. Der Ent-
scheid, der die Eigenverantwortung der Patientinnen 
und Patienten hervorstreicht, ist zu begrüssen. Vorsicht 
scheint in vergleichbaren Fällen dennoch geboten. Es 
ist sicherzustellen, dass Patientinnen und Patienten 
vollständig aufgeklärt sind, um die Haftung der behan-
delnden Ärztin resp. des behandelnden Arztes auszu-
schliessen.
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Das Wichtigste in Kürze
•  Das Bundesgericht bestätigt den Freispruch eines Hausarz-

tes, der wegen fahrlässiger Tötung angeklagt worden war. 

Der Arzt hatte einer Patientin Antibiotika verschrieben, die 

aufgrund einer Antibiotika-Allergie nach Einnahme des Me-

dikaments verstarb. 

•  Der Arzt habe seine Sorgfaltspflicht nicht verletzt, da die Pa-

tientin ihm trotz Aufforderung ihre Krankenakte nicht aus-

händigte und mündlich eine Antibiotika-Allergie verneinte. 

•  Der Entscheid präzisiert die Abklärungspflichten, indem er 

bestätigt, dass sich ärztliche Fachpersonen auf mündliche 

Auskünfte von Patientinnen und Patienten zu Allergien ver-

lassen dürfen.

•  Der Autor erwähnt ergänzend die Aufklärungspflicht. Ärztin-

nen und Ärzte müssten in einem solchen Fall erklären, dass 

die Verschreibung ohne Kenntnis der Krankenakte geschehe, 

damit eine Haftung ausgeschlossen werden kann. 
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